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VERORDNUNG (EG) Nr. 1768/95 DER KOMMISSION
vom 24. Juli 1995

über die Ausnahmeregelung gemäß Artikel 14 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
2100/94 über den gemeinschaftlichen Sortenschutz

schaftsweiten Kohärenz hinsichtlich des Verhältnisses
zwischen der Lizenznutzung von Vermehrungsmaterial
und der Verwendung des nach der Ausnahmeregelung
gemäß Artikel 14 der Grundverordnung gewonnenen
Ernteguts.

Es war allerdings noch nicht möglich festzustellen, inwie­
weit gemäß dem geltenden Recht der Mitgliedstaaten
vergleichbare Ausnahmeregelungen in Anspruch
genommen werden im Hinblick auf die Gebühren für die
Erzeugung von Vermehrungsmaterial in Lizenz von nach
diesen einzelstaatlichen Rechtsvorschriften geschützten
Sorten.

Daher ist die Kommission gegenwärtig außerstande, im
Rahmen des durch Artikel 14 Absatz 3 der Grundverord­
nung gewährten Ermessensspielraums des Gemeinschafts­
gesetzgebers die Höhe der angemessenen Entschädigung
festzusetzen, die deutlich niedriger sein muß als der
Betrag, der für die Erzeugung von Vermehrungsmaterial
in Lizenz verlangt wird.

Jedoch sollten die Anfangshöhe sowie die Regelung für
spätere Anpassungen so bald wie möglich und spätestens
bis zum 1 . Juli 1997 festgelegt werden .

Darüber hinaus dient diese Verordnung der Regelung des
Zusammenhangs zwischen dem gemeinschaftlichen
Sortenschutzrecht und den aus Artikel 14 der Grundver­
ordnung abgeleiteten Rechten einerseits und der dem
Landwirt und seinem Betrieb erteilten Ermächtigung
andererseits.

Abschließend soll geregelt werden, wie bei Verletzung der
betreffenden Vorschriften zu verfahren ist.

Der Verwaltungsrat wurde gehört.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Bestimmungen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für Sortenschutz —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2100/94 des Rates
vom 27. Juli 1994 über den gemeinschaftlichen Sorten­
schutz (') („Grundverordnung"), insbesondere auf Artikel
14 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Artikel 14 der Grundverordnung sieht eine Abweichung
vom gemeinschaftlichen Sortenschutz zur Sicherung der
landwirtschaftlichen Erzeugung (landwirtschaftliche
Ausnahme) vor.

Die Bedingungen für die Wirksamkeit dieser Ausnahme­
regelung sowie für die Wahrung der legitimen Interessen
des Pflanzenzüchters und des Landwirts sind in einer
Durchführungsverordnung gemäß den Kriterien des Arti­
kels 14 Absatz 3 der Grundverordnung festzulegen .

Diese Verordnung regelt diese Bedingungen, insbeson­
dere hinsichtlich der sich aus den vorgenannten Kriterien
ergebenden Pflichten des Landwirts, des Aufbereiters und
des Sortenschutzinhabers.

Diese Pflichten beziehen sich im wesentlichen auf die
vom Landwirt zu zahlende angemessene Entschädigung
an den Sortenschutzinhaber für die Inanspruchnahme der
Ausnahmeregelung, auf die zu übermittelnden Informa­
tionen, die Sicherstellung der Übereinstimmung des zur
Aufbereitung übergebenen Ernteguts mit dem aus der
Aufbereitung hervorgegangenen Erzeugnis sowie auf die
Überwachung der Erfüllung der Bestimmungen der
Ausnahmeregelung.

Auch die Begriffsbestimmung für den „Kleinlandwirt",
der von der Entschädigungspflicht gegenüber dem
Sortenschutzinhaber für die Inanspruchnahme der
Ausnahmeregelung freigestellt ist, soll insbesondere im
Hinblick auf Landwirte, die bestimmte Futterpflanzen
und Kartoffeln anbauen, ergänzt werden.

Die Kommission wird die Auswirkungen der in der
Grundverordnung verankerten Begriffsbestimmung für
den Kleinlandwirt gemeinschaftsweit gründlich prüfen,
insbesondere hinsichtlich der Auswirkungen auf die
Flächenstillegung — im Fall von Kartoffeln — auf die
Höchstfläche im Hinblick auf die Rolle der Entschädi­
gung gemäß Artikel 5 Absatz 3 dieser Verordnung und
wird erforderlichenfalls geeignete Vorschläge machen für
geeignete Maßnahmen zur Verwirklichung der gemein­

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

KAPITEL 1

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Geltungsbereich

( 1 ) Diese Verordnung enthält die Durchführungsbe­
stimmungen hinsichtlich der Bedingungen für die Wirk­
samkeit der Ausnahmeregelung gemäß Artikel 14 Absatz
1 der Grundverordnung.(') ABl . Nr. L 227 vom 1 . 9. 1994, S. 1 .
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(2) Diese Bedingungen gelten für die Rechte und
Pflichten des Sortenschutzinhabers im Sinne des Artikels
13 Absatz 1 und für deren Ausübung bzw. Erfüllung
sowie für die Ermächtigung und Pflichten des Landwirts
und für deren Inanspruchnahme bzw. Erfüllung, sofern
diese Rechte, Ermächtigung und Pflichten aus den
Bestimmungen des Artikels 14 der Grundverordnung
abgeleitet sind. Sie gelten ferner für Rechte, Ermächti­
gungen und Pflichten anderer, die aus den Bestim­
mungen des Artikels 14 Absatz 3 der Grundverordnung
abgeleitet sind .

(3) Sofern in dieser Verordnung nicht anderslautend
bestimmt, richtet sich die Ausübung der Rechte, die Inan­
spruchnahme der Ermächtigung und die Erfüllung der
Pflichten nach dem Recht und dem internationalen
Privatrecht des Mitgliedstaats, in dem der die Regelung in
Anspruch nehmende Betrieb liegt.

(2) Die in Absatz 1 genannten Rechte können von
einzelnen Sortenschutzinhabern, von mehreren Sorten­
schutzinhabern gemeinsam oder von einer Vereinigung
von Sortenschutzinhabern geltend gemacht werden, die in
der Gemeinschaft auf gemeinschaftlicher, nationaler,
regionaler oder lokaler Ebene niedergelassen ist. Eine
Organisation von Sortenschutzinhabern kann nur für
diejenigen ihrer Mitglieder tätig werden, die sie dazu
schriftlich bevollmächtigt haben. Sie wird entweder durch
einen oder mehrere ihrer Vertreter oder durch von ihr
zugelassene Sachverständige im Rahmen ihrer jeweiligen
Mandate tätig.

(3) Ein Vertreter des Sortenschutzinhabers oder einer
Vereinigung von Sortenschutzinhabern sowie ein zugelas­
sener Sachverständiger müssen

a) ihren Wohnsitz, ihren Sitz oder ihre Niederlassung in
der Gemeinschaft haben ;

b) vom Sortenschutzinhaber oder von der Vereinigung
schriftlich bevollmächtigt sein und

c) die Erfüllung der Bedingungen a und b entweder
durch Verweis auf entsprechende, vom Sortenschutzin­
haber veröffentlichte oder von ihm den Vereinigungen
der Landwirte mitgeteilte Informationen oder in
anderer Form nachweisen und auf Anforderung jedem
Landwirt, gegenüber dem er die Rechte geltend macht,
eine Kopie der schriftlichen Ermächtigung gemäß
Buchstabe b vorlegen.

Artikel 2

Wahrung der Interessen

( 1 ) Die in Artikel 1 genannten Bedingungen sind von
dem Sortenschutzinhaber, der insoweit den Züchter
vertritt, und von dem Landwirt so umzusetzen, daß die
legitimen Interessen des jeweils anderen gewahrt bleiben .

(2) Die legitimen Interessen sind dann als nicht
gewahrt anzusehen, wenn eines oder mehrere Interessen
verletzt werden, ohne daß der Notwendigkeit eines
vernünftigen Interessenausgleichs oder der Verhältnismä­
ßigkeit der effektiven Umsetzung der Bedingung
gegenüber ihrem Zweck Rechnung getragen wurde . Artikel 4

Der Landwirt

KAPITEL 2

SORTENSCHUTZINHABER UND LANDWIRT

(1 ) Die aus den Bestimmungen des Artikels 14 der
Grundverordnung abgeleiteten Rechte und Pflichten des
Landwirts, wie sie in dieser Verordnung oder in nach
dieser Verordnung erlassenen Bestimmungen verankert
sind, sind nicht übertragbar. Sie können allerdings den
Rechten und Pflichten beigeordnet werden, die mit der
Übertragung des Betriebs des Landwirts einhergehen,
sofern in der Betriebsübertragungsakte hinsichtlich der
Zahlung einer angemessenen Entschädigung gemäß
Artikel 5 nichts anderes vereinbart wurde . Die Übertra­
gung der Ermächtigung und der Pflichten wird zum
selben Zeitpunkt wirksam wie die Betriebsübertragung.

(2) Als „eigener Betrieb" im Sinne des Artikels 14
Absatz 1 der Grundverordnung gilt jedweder Betrieb oder
Betriebsteil, den der Landwirt pflanzenbaulich bewirt­
schaftet, sei es als Eigentum, sei es in anderer Weise
eigenverantwortlich auf eigene Rechnung, insbesondere
im Fall einer Pacht. Die Übergabe eines Betriebs oder
eines Teils davon zum Zwecke der Bewirtschaftung gilt
als Übertragung im Sinne des Absatzes 1 .

Artikel 3

Der Sortenschutzinhaber

( 1 ) Die aus den Bestimmungen des Artikels 14 der
Grundverordnung abgeleiteten Rechte und Pflichten des
Sortenschutzinhabers, wie sie in dieser Verordnung veran­
kert sind, sind nicht übertragbar, mit Ausnahme des
Rechts auf eine bereits bestimmbare Bezahlung der ange­
messenen Entschädigung gemäß Artikel 5. Sie können
allerdings den Rechten und Pflichten beigeordnet werden,
die mit der Übertragung des gemeinschaftlichen Sorten­
schutzrechts gemäß den Bestimmungen des Artikels 23
der Grundverordnung einhergehen.



Nr. L 173/16 I DE I Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 25. 7. 95

(3) Wer zum Zeitpunkt der Einforderung einer
Verpflichtung Eigentümer des betreffenden Betriebs ist,
gilt als Landwirt, solange kein Nachweis dafür erbracht
wurde , daß ein anderer der Landwirt ist und gemäß den
Bestimmungen der Absätze 1 und 2 die Verpflichtung
erfüllen muß.

KAPITEL 3

Artikel 6

Individuelle Zahlungspflicht

( 1 ) Unbeschadet der Bestimmungen des Absatzes 2
entsteht die individuelle Pflicht des Landwirts zur
Zahlung einer angemessenen Entschädigung zum Zeit­
punkt der tatsächlichen Nutzung des Ernteguts zu
Vermehrungszwecken im Feldanbau.

Der Sortenschutzinhaber kann Zeitpunkt und Art der
Zahlung bestimmen . Er darf jedoch keinen Zahlungs­
termin bestimmen, der vor dem Zeitpunkt der Entste­
hung der Pflicht liegt.

(2) Im Falle eines nach Artikel 116 der Grundverord­
nung gewährten gemeinschaftlichen Sortenschutzrechts
entsteht die individuelle Pflicht des Landwirts, der die
Bestimmungen des Artikels 1 1 6 Absatz 4 zweiter Gedan­
kenstrich der Grundverordnung geltend machen kann,
zum Zeitpunkt der tatsächlichen Nutzung des Ernteguts
zu Vermehrungszwecken im Feldanbau nach dem 30.
Juni 2001 .

ENTSCHÄDIGUNG

Artikel 5

Höhe der Entschädigung

( 1 ) Die Höhe der dem Sortenschutzinhaber zu
zahlenden angemessenen Entschädigung gemäß Artikel
14 Absatz 3 vierter Gedankenstrich der Grundverordnung
kann zwischen dem Betriebsinhaber und dem betref­
fenden Landwirt vertraglich vereinbart werden.

(2) Wurde ein solcher Vertrag nicht geschlossen oder
ist ein solcher nicht anwendbar, so muß der Entschädi­
gungsbetrag deutlich niedriger sein als der Betrag, der im
selben Gebiet für die Erzeugung von Vermehrungsmate­
rial in Lizenz derselben Sorte der untersten zur amtlichen
Zertifizierung zugelassenen Kategorie verlangt wird.

Gibt es in dem Gebiet des Betriebs des Landwirts keine
Erzeugung, von Vermehrungsmaterial in Lizenz der
betreffenden Sorte und liegt der vorgenannte Betrag
gemeinschaftsweit nicht auf einheitlichem Niveau, so
muß die Entschädigung deutlich niedriger sein als der
Betrag, der normalerweise für den vorgenannten Zweck
dem Preis für Vermehrungsmaterial der untersten zur
amtlichen Zertifizierung zugelassenen Kategorie beim
Verkauf derselben Sorte in derselben Region zugeschlagen
wird, sofern er nicht höher ist als der vorgenannte, im
Aufwuchsgebiet des Vermehrungsmaterials übliche
Betrag.

(3) Die Höhe der Entschädigung gilt als deutlich nied­
riger im Sinne des Artikels 14 Absatz 3 vierter Gedanken­
strich der Grundverordnung und des vorstehenden
Absatzes, wenn sie nicht den Betrag übersteigt, der erfor­
derlich ist, um als ein das Ausmaß der Inanspruchnahme
der Ausnahmereglung bestimmender Wirtschaftsfaktor
ein vernünftiges Verhältnis zwischen der Lizenznutzung
von Vermehrungsmaterial und dem Nachbau des Ernte­
guts der betreffenden, dem gemeinschaftlichen Sorten­
schutz unterliegenden Sorten herbeizuführen oder zu
stabilisieren. Dieses Verhältnis ist als vernünftig anzu­
sehen, wenn es sicherstellt, daß der Sortenschutzinhaber
insgesamt einen angemessenen Ausgleich für die gesamte
Nutzung seiner Sorte erhält.

Artikel 7

Kleinlandwirte

(1 ) Anbauflächen im Sinne des Artikels 14 Absatz 3
dritter Gedankenstrich der Grundverordnung sind
Flächen mit einem regelmäßig angebauten und geern­
teten Pflanzenbestand . Als Anbauflächen gelten insbeson­
dere nicht Forstflächen, für mehr als 5 Jahre angelegte
Dauerweiden, Dauergrünland und vom Ständigen
Ausschuß für Sortenschutz gleichgestellte Flächen.

(2) Anbauflächen des landwirtschaftlichen Betriebs, die
in dem am 1 . Juli beginnenden und am 30. Juni des
darauffolgenden Jahres endenden Jahr („Wirtschaftsjahr"),
in dem die Entschädigung fällig ist, vorübergehend oder
auf Dauer stillgelegt wurden, gelten weiterhin als Anbau­
flächen, sofern die Gemeinschaft oder der von der Stille­
gung betroffene Mitgliedstaat Prämien oder Ausgleichs­
zahlungen für diese Stillegungsflächen gewährt.

(3) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 14
Absatz 3 dritter Gedankenstrich erster Untergedanken­
strich gelten als Kleinlandwirte im Falle anderer Kultur­
arten (Artikel 14(3), 3 , Gedankenstrich, zweiter Unterge­
dankenstrich) diejenigen Landwirte, die

a) im Falle von unter die letztgenannte Bestimmung
fallenden Futterpflanzen ; ungeachtet der Fläche, die
mit anderen als Futterpflanzen bebaut werden, diese
Futterpflanzen für einen Zeitraum von höchstens 5
Jahren nicht auf einer Fläche anbauen, die größer ist
als die Fläche, die für die Produktion von 92 Tonnen
Getreide je Ernte benötigt würde ;
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Aufstellung relevanter Informationen übermitteln. Als
relevante Informationen gelten folgende Angaben :

b) im Falle von Kartoffeln :

ungeachtet der Fläche , die mit anderen Pflanzen als
Kartoffeln bebaut werden, Kartoffeln nicht auf einer
Fläche anbauen, die größer ist als die Fläche, die für
die Erzeugung von 185 Tonnen Kartoffeln pro Ernte
benötigt würde .

(4) Die Berechnung der Flächen gemäß den Absätzen
1 , 2 und 3 erfolgt für das Hoheitsgebiet eines jeden
Mitgliedstaats und richtet sich
— im Fall von unter die Verordnung (EWG) Nr. 1765/92

des Rates (') fallenden Pflanzen sowie anderer Futter­
pflanzen als jenen, die ohnehin unter die vorgenannte
Verordnung fallen, nach Maßgabe der Bestimmungen
der Verordnung (EWG) Nr. 1765/92, insbesondere
Artikel 3 und 4, oder nach den Bestimmungen, die
gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 1765/92 erlassen
werden, und

— im Fall von Kartoffeln unter Zugrundelegung des in
dem betreffenden Mitgliedstaat ermittelten Durch­
schnittsertrags pro Hektar nach Maßgabe der statisti­
schen Informationen, die gemäß der Verordnung
(EWG) Nr. 959/93 des Rates vom 5. April 1993 über
die von den Mitgliedstaaten zu liefernden statistischen
Informationen über pflanzliche Erzeugnisse außer
Getreide (2) vorgelegt werden.

(5) Ein Landwirt, der sich darauf beruft, „Kleinland­
wirt" zu sein, muß im Streitfall den Nachweis dafür
erbringen, daß er die Anforderungen an diese Kategorie
von Landwirten erfüllt. Die Voraussetzungen für einen
„Kleinerzeuger" im Sinne von Artikel 8 Absätze 1 und 2
der Verordnung (EWG) Nr. 1765/92 sind für einen
solchen Zweck nicht anwendbar, es sei denn, der Sorten­
schutzinhaber stimmt dem Gegenteil zu .

a) Name des Landwirts, Wohnsitz und Anschrift seines
Betriebs ;

b) Verwendung des Ernteerzeugnisses einer oder
mehrerer dem Sortenschutzinhaber gehörenden Sorten
auf einer oder mehreren Flächen des Betriebs des
Landwirts ;

c) im Falle der Verwendung solchen Materials durch den
Landwirt, Angabe der Menge des Ernteguts der betref­
fenden Sorte(n), die der Landwirt gemäß Artikel 14
Absatz 1 der Grundverordnung verwendet hat ;

d) im gleichen Falle Angabe des Namens und der
Anschrift derjenigen, die die Aufbereitung des Ernte­
guts zum Anbau in seinem Betrieb übernommen
haben ;

e) für den Fall, daß die nach den Buchstaben b, c oder d
übermittelten Angaben nicht gemäß den Bestim­
mungen des Artikels 14 bestätigt werden können,
Angabe der Menge des verwendeten lizenzgebundenen
Vermehrungsmaterials der betreffenden Sorten sowie
des Namens und der Anschrift des Lieferanten und

f) im Falle eines Landwirts , der die Bestimmungen des
Artikels 116 Absatz 4 zweiter Gedankenstrich der
Grundverordnung geltend macht, Auskunft darüber, ob
er die betreffende Sorte bereits für die Zwecke des
Artikels 14 Absatz 1 der Grundverordnung ohne
Entschädigungszahlung verwendet hat und zutreffen­
denfalls, seit wann.

(3) Die Angaben gemäß Absatz 2 Buchstaben b, c, d
und e beziehen sich auf das laufende Wirtschaftsjahr
sowie auf ein oder mehrere der drei vorangehenden Wirt­
schaftsjahre, für die der Landwirt auf ein Auskunftser­
suchen hin, das der Sortenschutzinhaber gemäß den
Bestimmungen der Absätze 4 oder 5 gemacht hatte, nicht
bereits früher relevante Informationen übermittelt hatte .

Jedoch soll es sich bei dem ersten Wirtschaftsjahr, auf das
sich die Information beziehen soll, um das Jahr handeln,
in dem entweder erstmals ein Auskunftsersuchen zu der
betreffenden Sorte gestellt und an den betreffenden Land­
wirt gerichtet wurde, oder alternativ in dem Jahr, in dem
der Landwirt Vermehrungsmaterial der betroffenen Sorte
oder Sorten erwarb, wenn beim Erwerb eine Unterrich­
tung zumindest darüber erfolgte, daß ein Antrag auf Ertei­
lung von gemeinschaftlichem Sortenschutz gestellt oder
ein solcher Schutz erteilt wurde, sowie über die Bedin­
gungen der Verwendung dieses Vermehrungsmaterials.

Im Fall von Sorten , die unter die Bedingungen des Arti­
kels 116 der Grundverordnung fallen, sowie für Land­
wirte, die berechtigt sind, sich auf die Bestimmungen des
Artikels 116 Absatz 4 zweiter Gedankenstrich der Grund­
verordnung zu berufen, gilt das Jahr 2001 /2002 als das
erste Wirtschaftsjahr.

(4) Der Sortenschutzinhaber nennt in seinem
Auskunftsersuchen seinen Namen und seine Anschrift,
den Namen der Sorte, zu der er Informationen anfordert,
und nimmt Bezug auf das betreffende Sortenschutzrecht.

KAPITEL 4

INFORMATION

Artikel 8

Information durch den Landwirt

( 1 ) Die Einzelheiten zu den einschlägigen Informa­
tionen, die der Landwirt dem Sortenschutzinhaber gemäß
Artikel 14 Absatz 3 Unterabsatz 6 der Grundverordnung
übermitteln muß, können zwischen dem Sortenschutzin­
haber und dem betreffenden Landwirt vertraglich geregelt
werden.

(2) Wurde ein solcher Vertrag nicht geschlossen oder
ist ein solcher nicht anwendbar, so muß der Landwirt auf
Verlangen des Sortenschutzinhabers unbeschadet der
Auskunftspflicht nach Maßgabe anderer Rechtsvor­
schriften der Gemeinschaft oder der Mitgliedstaaten eine

(') ABl. Nr. L 181 vom 1 . 7 . 1992, S. 12.
(2) ABl . Nr. L 98 vom 24. 4 . 1993, S. 1 .
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Auf Verlangen des Landwirts ist das Ersuchen schriftlich
zu stellen und die Sortenschutzinhaberschaft nachzu­
weisen. Unbeschadet der Bestimmungen des Absatzes 5
wird das Ersuchen direkt bei dem betreffenden Landwirt
gestellt.

(5) Ein nicht direkt bei dem betreffenden Landwirt
gestelltes Auskunftsersuchen erfüllt die Bestimmungen
des Absatzes 4 dritter Satz, wenn es an die Landwirte mit
deren vorherigem Einverständnis über folgende Stellen
oder Personen gerichtet wurde :

— Vereinigungen von Landwirten oder Genossen­
schaften im Hinblick auf alle Landwirte, die Mitglied
dieser Vereinigungen oder Genossenschaften sind,

— Aufbereiter im Hinblick auf alle Landwirte, für die sie
im laufenden Wirtschaftsjahr und in den drei voran­
gegangenen Wirtschaftsjahren, von dem in Absatz 3
genannten Wirtschaftsjahr an gerechnet, die Aufberei­
tung des betreffenden Ernteguts zur Aussaat über­
nommen haben, oder

— Lieferanten für lizenzgebundenes Vermehrungsmate­
rial von Sorten des Sortenschutzinhabers im Hinblick
auf alle Landwirte, die sie im laufenden Wirtschafts­
jahr und in den drei vorangegangenen Wirtschafts­
jahren, von dem in Absatz 3 genannten Wirtschafts­
jahr an gerechnet, mit diesem Vermehrungsmaterial
versorgt haben.

(6) Bei einem die Bestimmungen des Absatees 5 erfül­
lenden Auskunftsersuchen ist die Angabe einzelner Land­
wirte entbehrlich . Die Vereinigungen, Genossenschaften,
Aufbereiter oder Versorger können von den betreffenden
Landwirten ermächtigt werden, dem Sortenschutzinhaber
die angeforderte Auskunft zu erteilen .

fende Sorte dem Aufbereiter angegeben wurde oder auf
andere Weise bekannt war,

c) im Falle der Übernahme dieser Aufbereitung, Angabe
der Menge des zum Anbau aufbereiteten Ernteguts der
betreffenden Sorte und der aufbereiteten Gesamt­
menge,

d) Zeitpunkt und Ort der Aufbereitung gemäß Buchstabe
c und

e) Name und Anschrift desjenigen, für den die Aufberei­
tung gemäß Buchstabe c übernommen wurde mit
Angabe der betreffenden Mengen.

(3) Die Angaben gemäß Absatz 2 Buchstaben b, c, d
und e beziehen sich auf das laufende Wirtschaftsjahr
sowie auf ein oder mehrere der drei vorangehenden Wirt­
schaftsjahre, für die der Sortenschutzinhaber nicht bereits
ein früheres Auskunftsersuchen gemäß den Bestim­
mungen der Absätze 4 oder 5 angefordert hat. Jedoch soll
es sich bei dem ersten Jahr, auf das sich die Information
beziehen soll, um das Jahr handeln, in dem erstmals ein
Auskunftsersuchen zu der betreffenden Sorte und dem
betreffenden Aufbereiter gestellt wurde.

(4) Die Bestimmungen des Artikels 8 Absatz 4 gelten
sinngemäß.

(5) Ein nicht direkt bei dem betreffenden Aufbereiter
gestelltes Auskunftsersuchen erfüllt die Bestimmungen
des Artikels 8 Absatz 4 dritter Satz, wenn es an die Aufbe­
reiter mit deren vorherigem Einverständnis über folgende
Stellen oder Personen gerichtet wurde :

— auf gemeinschaftlicher, nationaler, regionaler oder
lokaler Ebene niedergelassene Vereinigungen von
Aufbereitern im Hinblick auf alle Aufbereiter, die
Mitglied dieser Vereinigungen oder darin vertreten
sind,

— Landwirte im Hinblick auf alle Aufbereiter, die für
diese im laufenden Wirtschaftsjahr und in den drei
vorangegangenen Wirtschaftsjahren, von dem in
Absatz 3 genannten Wirtschaftsjahr an gerechnet, die
Aufbereitung des betreffenden Ernteguts zu Anbau­
zwecken übernommen haben.

(6) Bei einem die Bestimmungen des Absatzes 5 erfül­
lenden Auskunftsersuchen ist die Angabe einzelner
Aufbereiter entbehrlich. Die Vereinigungen oder Land­
wirte Können von den betreffenden Aufbereitern ermäch­
tigt werden, dem Sortenschutzinhaber die angeforderte
Auskunft zu erteilen .

Artikel 9

Information durch den Aufbereiter

( 1 ) Die Einzelheiten zu den einschlägigen Informa­
tionen, die der Aufbereiter dem Sortenschutzinhaber
gemäß Artikel 14 Absatz 3 Unterabsatz 6 der Grundver­
ordnung übermitteln muß, können zwischen dem Sorten­
schutzinhaber und dem betreffenden Aufbereiter
vertraglich geregelt werden.

(2) Wurde ein solcher Vertrag nicht geschlossen oder
ist ein solcher nicht anwendbar, so muß der Aufbereiter
auf Verlangen des Sortenschutzinhabers unbeschadet der
Auskunftspflicht nach Maßgabe anderer Rechtsvor­
schriften der Gemeinschaft oder der Mitgliedstaaten eine
Aufstellung der relevanten Informationen übermitteln .
Als relevante Informationen gelten folgende Auskünfte :

a) Name des Aufbereiters, Wohnsitz und Anschrift seines
Betriebs,

b) Aufbereitung des Ernteguts einer oder mehrerer dem
Sortenschutzinhaber gehörenden Sorten durch den
Aufbereiter zum Zwecke des Anbaus, sofern die betref­

Artikel 10

Information durch den Sortenschutzinhaber

(1 ) Die Einzelheiten zu den einschlägigen Informa­
tionen, die der Sortenschutzinhaber dem Landwirt gemäß
Artikel 14 Absatz 3 vierter Gedankenstrich der Grundver­
ordnung übermitteln muß, können zwischen dem Sorten­
schutzinhaber und dem betreffenden Sortenschutzinhaber
vertraglich geregelt werden.
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(2) Wurde ein solcher Vertrag nicht geschlossen oder
ist ein solcher nicht anwendbar, so muß der Sortenschutz­
inhaber auf Verlangen des Landwirts, von dem der
Sortenschutzinhaber die Zahlung der Entschädigung
gemäß Artikel 5 verlangt hat, unbeschadet der Auskunfts­
pflicht nach Maßgabe anderer Rechtsvorschriften der
Gemeinschaft oder der Mitgliedstaaten dem Landwirt eine
Reihe maßgeblicher Informationen übermitteln. Als rele­
vante Informationen gelten folgende Auskünfte :

— der für die Erzeugung von Vermehrungsmaterial in
Lizenz derselben Sorte der untersten zur amtlichen
Zertifizierung zugelassenen Kategorie in Rechnung
gestellte Betrag oder,

— falls es in dem Gebiet des Betriebs des Landwirts
keine Erzeugung von Vermehrungsmaterial in Lizenz
der betreffenden Sorte gibt und der vorgenannte
Betrag gemeinschaftsweit nicht auf einheitlichem
Niveau liegt, Angabe des Betrags, der normalerweise
für den vorgenannten Zweck dem Preis für Vermeh­
rungsmaterial der untersten zur amtlichen Zertifizie­
rung zugelassenen Kategorie beim Verkauf derselben
Sorte in derselben Region zugeschlagen wird.

— diese Informationen nur unter zusätzlichem Aufwand
und zusätzlichen Kosten beschafft werden kann oder

— diese Informationen sich ausdrücklich auf Vermeh­
rungsmaterial bezieht, das nicht zu der Sorte des
Sortenschutzinhabers gehört .

Die betreffenden amtlichen Stellen teilen der Kommis­
sion mit, in welcher Weise sie den im vorstehenden
dritten Gedankenstrich genannten Ermessensspielraum zu
nutzen gedenken .

(3) Bei ihrer Auskunftserteilung treffen die amtlichen
Stellen keine Unterschiede zwischen den Sortenschutzin­
habern . Zur Erteilung der gewünschten Auskunft können
die amtlichen Stellen dem Sortenschutzinhabern Kopien
von Unterlagen zur Verfügung stellen, die von Doku­
menten stammen, die über die den Sortenschutzinhaber
betreffenden sortenbezogenen Informationen hinaus
weitere Informationen enthalten, sofern sichergestellt ist,
daß keine Rückschlüsse auf natürliche Personen möglich
sind, die nach den in Artikel 12 genannten Bestim­
mungen geschützt sind.

(4) Beschließt die amtliche Stelle, die angeforderten
Informationen zu verweigern, so unterrichtet sie den
betreffenden Sortenschutzinhaber schriftlich unter
Angabe der Gründe von diesem Beschluß .Artikel 11

Information durch amtliche Stellen

( 1 ) Ein an amtliche Stellen gerichtetes Auskunftser­
suchen bezüglich der tatsächlichen pflanzenbaulichen
Verwendung von Vermehrungsmaterial bestimmter Arten
oder Sorten oder bezüglich der Ergebnisse dieser Verwen­
dung ist schriftlich zu stellen . In diesem Ersuchen nennt
der Sortenschutzinhaber seinen Namen und seine
Anschrift, die betreffende Sorte, zu der er Informationen
anfordert, und die Art der angeforderten Information.
Ferner hat er die Sortenschutzinhaberschaft nachzu­
weisen.

(2) Die amtliche Stelle darf unbeschadet der Bestim­
mungen des Artikels 12 die angeforderten Informationen
verweigern, wenn

— sie nicht mit der Überwachung der landwirtschaft­
lichen Erzeugung befaßt ist oder

— sie aufgrund von gemeinschaftlichen oder innerge­
meinschaftlichen Rechtsvorschriften, die das allge­
meine Ermessen im Hinblick auf die Tätigkeiten der
amtlichen Stellen festlegen, nicht befugt ist, den
Sortenschutzinhabern diese Auskünfte zu erteilen,
oder

— es gemäß den gemeinschaftlichen oder innerstaat­
lichen Rechtsvorschriften, nach denen die Informa­
tionen gesammelt wurden, in ihrem Ermessen steht,
solche Auskünfte zu verweigern, oder

— die angeforderte Information nicht mehr verfügbar ist
oder

— diese Information nicht im Rahmen der normalen
Amtsgeschäfte der amtlichen Stellen beschafft werden
kann oder

Artikel 12

Schutz personenbezogener Daten

( 1 ) Wer nach den Bestimmungen der Artikel 8 , 9, 10
oder 1 1 Informationen erteilt oder erhält, unterliegt
hinsichtlich personenbezogener Daten den gemeinschaft­
lichen oder innerstaatlichen Rechtsvorschriften zum
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung perso­
nenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr.

(2) Wer nach den Bestimmungen der Artikel 8 , 9, 10
oder 1 1 Informationen erhält, ist ohne vorherige Zustim­
mung des Informanten nicht befugt, jedwede dieser Infor­
mationen anderen zu jedweden anderen Zwecken weiter­
zugeben als zur Ausübung des gemeinschaftlichen Sorten­
schutzrechts bzw. zur Inanspruchnahme der Ermächti­
gung gemäß Artikel 14 der Grundverordnung.

KAPITEL 5

ANDERE PFLICHTEN

Artikel 13

Pflichten für den Fall der Aufbereitung außerhalb
des landwirtschaftlichen Betriebs

( 1 ) Unbeschadet der von den Mitgliedstaaten gemäß
Artikel 14 Absatz 3 zweiter Gedankenstrich der Grund­
verordnung vorgenommenen Beschränkungen darf das
Erntegut einer dem gemeinschaftlichen Sortenschutz
unterliegenden Sorte nicht ohne vorherige Genehmigung
des Sortenschutzinhabers von dem Betrieb, in dem es
erzeugt wurde, zum Zwecke der Aufbereitung für den
Anbau verbracht werden, sofern der Landwirt nicht
folgende Vorkehrungen getroffen hat :
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a) Er hat geeignete Maßnahmen dafür getroffen, daß das
zur Aufbereitung übergebene Erzeugnis mit dem aus
der Aufbereitung hervorgegangenen Erzeugnis iden­
tisch ist.

b) Er sorgt dafür, daß die eigentliche Aufbereitung von
einem Aufbereiter durchgeführt wird, der die Durch­
führung der Aufbereitung des Ernteguts für den Anbau
eigens als Dienstleistung übernimmt und der
— nach den betreffenden, im öffentlichen Interesse
erlassenen innerstaatlichen Rechtsvorschriften
zugelassen ist oder sich gegenüber dem Landwirt
verpflichtet hat, diese Tätigkeit im Falle von unter
den gemeinschaftlichen Sortenschutz fallenden
Sorten der von dem Mitgliedstaat eigens dafür
gegründeten, bezeichneten oder bevollmächtigten
Stelle zu melden und zwar entweder über eine
amtliche Stelle oder über eine Vereinigung von
Sortenschutzinhabern , Landwirten oder Aufberei­
tern zwecks Eintragung in eine von der genannten
zuständigen Stelle aufgestellten Liste und

— sich gegenüber dem Landwirt verpflichtet hat,
ebenfalls geeignete Maßnahmen dafür zu treffen,
daß das zur Aufbereitung übergebene Erzeugnis
mit dem aus der Aufbereitung hervorgegangenen
Erzeugnis identisch ist.

(2) Zur Aufstellung der Liste der Aufbereiter gemäß
Absatz 1 können die Mitgliedstaaten Qualifikationsanfor­
derungen festlegen, die von den Aufbereitern zu erfüllen
sind.

(3) Die Aufstellungen und Listen der Aufbereiter
gemäß Absatz 1 soll veröffentlicht oder den Vereini­
gungen der Sortenschutzinhaber, Landwirte bzw. Verar­
beiter übermittelt werden .

(4) Die Listen gemäß Absatz 1 sind spätestens am 1 .
Juli 1997 zu erstellen .

KAPITEL 6

ÜBERWACHUNG DURCH DEN
SORTENSCHUTZINHABER

Artikel 14

Überwachung der Landwirte
( 1 ) Damit der Sortenschutzinhaber überwachen kann,
ob die Bestimmungen des Artikels 14 der Grundverord­
nung nach Maßgabe dieser Verordnung erfüllt sind,
soweit es sich um die Erfüllung der Pflichten des betref­
fenden Landwirts handelt, muß dieser Landwirt auf
Verlangen des Sortenschutzinhabers
a) Nachweise für die von ihm übermittelten Aufstel­
lungen von Informationen gemäß Artikel 8 erbringen,
so durch Vorlage der verfügbaren einschlägigen Unter­
lagen, wie Rechnungen, verwendete Etiketten oder
andere geeignete Belege , wie sie gemäß Artikel 13
Absatz 1 erster Gedankenstrich verlangt werden, und
die sich beziehen sollen

— auf die Erbringung von Dienstleistungen zwecks
der Aufbereitung des Ernteerzeugnisses einer dem
Sortenschutzinhaber gehörenden Sorte durch
Dritte oder

— im Falle des Artikels 8 Absatz 2 Buchstabe e auf
die Belieferung mit Vermehrungsmaterial einer
dem Sortenschutzinhaber gehörenden Sorte

oder durch den Nachweis von Anbauflächen oder
Lagerungseinrichtungen ;

b) den gemäß Artikel 4 Absatz 3 oder gemäß Artikel 7
Absatz 5 vorgeschriebenen Nachweis.

(2) Unbeschadet anderer Rechtsvorschriften der
Gemeinschaft oder der Mitgliedstaaten sind die Landwirte
verpflichtet, alle diese Unterlagen bzw. Belege gemäß
Absatz 1 für mindestens den in Artikel 8 Absatz 3
genannten Zeitraum aufzubewahren, vorausgesetzt, daß
im Falle der Verwendung von Etiketten die vom Sorten­
schutzinhaber übermittelte Information gemäß Artikel 8
Absatz 3 Unterabsatz 2 die Anweisungen für die Aufbe­
wahrung des Etiketts des betreffenden Vermehrungsguts
enthielt .

Artikel 15

Überwachung der Aufbereiter
(1 ) Damit der Sortenschutzinhaber überwachen kann,
ob die Bestimmungen des Artikels 14 der Grundverord­
nung nach Maßgabe dieser Richtlinie erfüllt sind, soweit
es sich um die Erfüllung der Pflichten des betreffenden
Aufbereiters handelt, muß der Aufbereiter auf Verlangen
des Sortenschutzinhabers Nachweise für die von ihm
übermittelte Aufstellung von Informationen gemäß
Artikel 9 erbringen, so durch Vorlage der verfügbaren
einschlägigen Unterlagen, wie Rechnungen, geeigneten
Unterlagen zur Identifizierung des Materials oder anderen
geeigneten Unterlagen, wie sie gemäß Artikel 13 Absatz 1
zweiter Gedankenstrich zweiter Untergedankenstrich
verlangt werden, oder Proben des aufbereiteten Materials,
die sich auf die von ihm durchgeführte Aufbereitung des
Ernteguts der dem Sortenschutzinhaber gehörenden Sorte
für Landwirte zum Zweck des Anbaus beziehen, oder
durch den Nachweis von Aufbereitungs- und Lagerungs­
einrichtungen .
(2) Unbeschadet anderer Rechtsvorschriften der
Gemeinschaft oder der Mitgliedstaaten sind die Aufbe­
reiter verpflichtet, alle diese Unterlagen bzw. Belege
gemäß Absatz 1 für mindestens den in Artikel 9 Absatz 3
genannten Zeitraum aufzubewahren .

Artikel 16

Art der Überwachung
( 1 ) Die Überwachung erfolgt durch den Sortenschutz­
inhaber. Es steht ihm frei , geeignete Vereinbarungen zu
treffen, damit die Unterstützung durch Vereinigungen
von Landwirten , Aufbereitern, Genossenschaften oder
anderen landwirtschaftlichen Verbänden sichergestellt ist.
(2) Die Bedingungen für die Methoden der Überwa­
chung, wie sie in Vereinbarungen zwischen Vereini­
gungen von Sortenschutzinhabern und Landwirten oder
Verarbeitern verankert sind, die auf gemeinschaftlicher,
staatlicher, regionaler oder bzw. lokaler Ebene niederge­
lassen sind, sollen als Leitlinien verwendet werden, sofern
diese Vereinbarungen der Kommission schriftlich durch
bevollmächtigte Vertreter der betreffenden Vereinigungen
übermittelt und in der „Official Gazette" des Gemein­
schaftlichen Sortenamtes veröffentlicht wurden .
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vierter Gedankenstrich der Grundverordnung verletzt, so
ist er gegenüber dem Sortenschutzinhaber zum Ersatz des
weiteren Schadens gemäß Artikel 94 Absatz 2 der Grund­
verordnung verpflichtet ; diese Ersatzpflicht umfaßt
mindestens einen Pauschalbetrag, der auf der Grundlage
des Vierfachen des Durchschnittsbetrages der Gebühr
berechnet wird, die im selben Gebiet für die Erzeugung
einer entsprechenden Menge in Lizenz von Vermehrungs­
material der geschützten Sorten der betreffenden Pflan­
zenarten verlangt wird, unbeschadet des Ausgleichs eines
höheren Schadens.

KAPITEL 7

VERLETZUNG UND PRIVATRECHTLICHE KLAGE

Artikel 17

Verletzung
Der Sortenschutzinhaber kann seine Rechte aus dem
gemeinschaftlichen Sortenschutzrecht gegen jedermann
geltend machen, der gegen die in dieser Verordnung
verankerten Bedingungen bzw. Beschränkungen
hinsichtlich der Ausnahmeregelung gemäß Artikel 14 der
Grundverordnung verletzt .

Artikel 18

Besondere privatrechtliche Klage

( 1 ) Der Sortenschutzinhaber kann den Verletzer gemäß
Artikel 17 auf Erfüllung seiner Pflichten gemäß Artikel
14 Absatz 3 der Grundverordnung nach den Bestim­
mungen dieser Verordnung verklagen .
(2) Hat der Betreffende im Hinblick auf eine oder
mehrere Sorten desselben Sortenschutzinhabers wieder­
holt vorsätzlich die Pflicht gemäß Artikel 14 Absatz 3

KAPITEL 8

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 19

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 24. Juli 1995

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission


